
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN ALBER — RECHTSSACHE C-229/97 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
SIEGBERT ALBER 
vom 16. Juli 1998 * 

A — Einführung 

1. Im vorliegenden Fall geht es um ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die 
Republik Portugal wegen der Nichtum-
setzung der Richtlinie 79/869/EWG des 
Rates vom 9. Oktober 1979 über die Meß­
methoden sowie über die Häufigkeit der 
Probenahmen und der Analysen des 
Oberflächenwassers für die Trinkwasser­
gewinnung in den Mitgliedstaaten '. Die 
Kommission beantragt, 

— festzustellen, daß die Portugiesische 
Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus Artikel 189 Absatz 3 
EG-Vertrag und Artikel 13 der Richtlinie 
79/869/EWG des Rates vom 9. Oktober 
1979 über die Meßmethoden sowie über 
die Häufigkeit der Probenahmen und der 
Analysen des Oberflächenwassers für die 
Trinkwassergewinnung in den Mitglied­
staaten in Verbindung mit Artikel 395 
sowie Anhang XXXVI der Beitrittsakte 2 

verstoßen hat, daß sie nicht alle erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat, um der Richtlinie 
vollständig und richtig nachzukommen, 

— hilfsweise, festzustellen, daß die Portu­
giesische Republik gegen ihre Verpflich­
tungen aus denselben Vorschriften ver­
stoßen hat, indem sie die Kommission 
nicht sofort über diese Maßnahmen 
unterrichtet hat; 

— der Portugiesischen Republik die Kosten 
des Verfahrens aufzuerlegen. 

2. Die Portugiesische Republik beantragt, 

— bis zum 30. Oktober 1997 die Verabschie­
dung der Gesetzesverordnung, die die 
Umsetzung der Richtlinie 79/869/EWG 
verbessert und vervollständigt, abzuwarten 
und danach den Rechtsstreit für erledigt 
zu erklären; 

— der Kommission die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

* Originalsprache: Deutsch. 
1 — ABl. L 271, S. 44. 
2 — ABl. 1985 L 302, S. 397. 
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KOMMISSION/PORTUGAL 

Β — Stellungnahme 

3. Die Richtlinie 79/869 sieht in Artikel 13 
vor, daß die Mitgliedstaaten die erforderli­
chen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft setzen, um dieser Richtlinie binnen 
zwei Jahren nach ihrer Bekanntgabe nachzu­
kommen und die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Die 
Bekanntgabe erfolgte noch im Oktober 1979. 

4. Gemäß Artikel 395 der Beitrittsakte Spa­
niens und Portugals in Verbindung mit 
Anhang XXXVI Punkt III.5 hatte die Repu­
blik Portugal die Richtlinie bis zum 1. Januar 
1989 umzusetzen. 

5. Zwar erließ die Portugiesische Republik 
zur Umsetzung der Richtlinie 79/869 die 
Gesetzesverordnung Nr. 74/90 vom 7. März 
1990. Die Kommission ist jedoch der Auffas­
sung, daß die Richtlinie nicht vollständig und 
fehlerfrei in nationales Recht umgesetzt wor­
den sei. Sie ist der Ansicht, daß die Republik 
Portugal ihren sich aus Artikel 3 Absatz 3 in 
Verbindung mit den Spalten C, D und E des 
Anhangs I der Richtlinie, Artikel 4 Absatz 2 
und Artikel 5 sowie der Fußnote 10 des 
Anhangs I der Richtlinie ergebenen Pflichten 
nicht nachgekommen sei. 

6. Die Republik Portugal bestreitet diese 
Vorwürfe nicht. Sic trägt jedoch vor, daß die 
Gesetzesverordnung Nr. 74/90 überarbeitet 
werde und sich dieser Prozeß in der Schluß­
phase befinde. Der Gerichtshof möge daher 

solange warten, bis diese Rechtsverordnung 
bekannt gemacht werde, was bis zum 30. 
Oktober 1997 zu erwarten sei. 

7. Unstreitig ist die Republik Portugal ihren 
im vorigen bezeichneten Pflichten aus der 
Richtlinie nicht bis zum Ablauf in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme vom 10. 
Juni 1996 gesetzten Frist von zwei Monaten 
nachgekommen. Dies ist nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes der maß­
gebliche Zeitpunkt für die Feststellung einer 
Vertragsverletzung. 3 

8. Die Parteien haben auf eine zunächst 
anberaumte mündliche Verhandlung verzich­
tet. 

9. Dem Antrag der Kommission ist nach 
alledem stattzugeben. 

Kosten 

Gemäß Artikel 69 Absatz 2 der Verfahrens­
ordnung des Gerichtshofes ist die unterlie­
gende Partei zur Tragung der Kosten zu ver­
urteilen. 

3 — Vgl. Urteile vom 18. Dezember 1997 in der Rechtssache 
C-361/95 (Kommission/Spanien, Slg. 1997, I-7351, Randnrn. 
13 und 14), vom 10. September 1996 in der Rechtssache 
C-61/94 (Kommission/Deutschland, Slg. 1996, I-39S9, 
Randnr. 42) und vom 1. Juni 1995 in der Rechtssache 
C-123/94 (Kommission/Griechenland, Slg. 1995, I-1457, 
Randnr. 7). 
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C — Ergebnis 

10. Ich schlage deshalb vor, wie folgt zu entscheiden: 

„1. Die Republik Portugal hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 189 
Absatz 3 EG-Vertrag und Artikel 13 der Richtlinie 79/869/EWG des Rates vom 9. 
Oktober 1979 über die Meßmethoden sowie über die Häufigkeit der Probenahmen 
und der Analysen des Oberflächenwassers für die Trinkwassergewinnung in den 
Mitgliedstaaten in Verbindung mit Artikel 395 sowie Anhang XXXVI der Beitritts­
akte verstoßen, daß sie nicht alle erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat, um der Richtlinie vollständig und richtig nachzukommen. 

2. Die Republik Portugal trägt die Kosten des Verfahrens." 

I - 6062 


